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1 Erfordernis und Ziel der Planung 

Der Bebauungsplan dient der Erweiterung eines bereits vorhandenen Gebäudes der DLRG. 

Dieses soll ergänzt werden durch ein, ein, weiteres Gebäude. Es soll als weitere 

Fahrzeughalle mit vier Garagenplätzen für Rettungsfahrzeuge dienen und auch Sozialräume, 

Sanitäreinrichtungen und Schulungseinrichtungen, ggf. auch Betriebswohnungen 

beherbergen. Neben der Erweiterung des vorhandenen Rettungsdienstes soll es auch dem 

Zivil- und Katastrophenschutz möglich sein, die Fläche zu nutzen. 

Die DLRG nutzt das vorhandene Gebäude im Plangebiet mit sieben Rettungsfahrzeugen, 

ergänzt durch einen Sanitär- und Aufenthaltsbereich. Die DLRG verfügt übe zwar einen 

zweiten Standort in der Hafenstraße, doch können die Arbeitsabläufe mit der aktuellen 

Konstellation nicht befriedigend organisiert werden. 

Da es Vorteile hat, Rettungsdienst sowie der Zivil- und Katastrophenschutz an einem 

Standort zu bündeln, wird die Ergänzung des Standorts durch Einrichtungen des Zivil- und 

Katastrophenschutzes ergänzt. Die verfolgte Konzeption erlaubt unter Einschränkungen, die 

durch mehrere quer durch das Plangebiet verlaufende Leitungstrassen bedingt sind, eine 

optimale Lärmabschirmung der angrenzenden Wohnnutzung. 

Das Vorhaben erfordert die Aufstellung eines Bebauungsplans. Der rechtskräftige 

Flächennutzungsplan weist im Plangebiet Wohnbauflächen aus und steht der Planung nicht 

entgegen. 

2 Verfahrensablauf 

Der Plan wird im Normalverfahren aufgestellt. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein 

können, wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 

07.08.2015 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 21.09.2015 

aufgefordert. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB 

wurde am 16.07.2015 durchgeführt. 

Der Bau- und Planungsausschuss hat nach Beratung der eingegangenen Stellungnahmen 

am 13.02.2017 den Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung beschlossen und zur 

Auslegung bestimmt. Am 09.03.2017 erfolgte in der Lauenburgischen Landeszeitung 

ortsüblich die Bekanntmachung der Auslegung. Der Entwurf des Bebauungsplanes, 

bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung 

haben in der Zeit vom 17.03.2017 bis 18.04.2017 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 

ausgelegen. Parallel wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die 

von der Planung berührt sein können, gem. § 4 Abs. 2 BauGB am 07.03.2017 zur Abgabe 

einer Stellungnahme bis zum 18.04.2017 aufgefordert. 

Die Stadtvertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange am 26.07.2017 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt 

und der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 

wurde am 26.07.2017 von der Stadtvertretung als Satzung beschlossen und die Begründung 

durch (einfachen) Beschluss gebilligt. 
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3 Berücksichtigung der Ergebnisse der 

Beteiligungsverfahren 

3.1 Berücksichtigung der Belange nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 

BauGB 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden von den Trägern öffentlicher Belange und 

den Behörden Anregungen zur Planung geäußert. Diese sind wie folgt in die weitere Planung 

integriert worden. 

Da die Wohnbaufläche beim Entwurf nicht mehr in der Planung enthalten ist, erübrigen sich 

die Anregungen hierzu. 

Aufnahme von Hinweisen und sonstigen Inhalten 

Es erfolgt die nachrichtliche Ergänzung der Planung um eine Anbauverbotszone entlang der 

Bundesstraße und den Straßenquerschnitt der Bundesstraße. Die Festsetzung von 

Zufahrtsverboten ist hingegen nicht erforderlich. Es werden die gewünschten 

Formulierungen für Hinweise von Archäologie und Denkmalschutz in die Begründung 

übernommen. Die Hinweise und Anregungen der UNB wurden in bis dato noch nicht 

vorhandenem Umweltbericht/Eingriffsbeurteilung berücksichtigt bzw. in Festsetzungen nach 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB umgesetzt. Auch ein Lärmgutachten wird im nächsten 

Planungsschritt fertiggestellt und eingearbeitet. Anregungen für redaktionelle Korrekturen 

wurden aufgegriffen. 

Veränderungen der Planung aufgrund eingegangener Anregungen 

Die Hinweise der Versorgungsbetriebe Elbe zum Umgang mit den Leitungen, die durch das 

Plangebiet verlaufen, werden als Festsetzungen in den Plan aufgenommen. 

3.2 Berücksichtigung der Belange nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 

BauGB 

Die Planung hat sich unabhängig von der frühzeitigen Beteiligung aufgrund geänderter 

Erfordernisse inhaltlich stark geändert, indem die östliche Hälfte des Plangebiets nun nicht 

mehr für Wohnnutzung zur Verfügung stehen soll, sondern ebenfalls Rettungsdienst, 

erweitert um die Nutzung Zilvil- und Katastrophenschutz. 

Im Rahmen der zweiten Beteiligung wurden von den Trägern öffentlicher Belange und den 

Behörden Anregungen zur Planung geäußert. Diese sind wie folgt in die weitere Planung 

integriert worden. 

Aufnahme von Hinweisen und sonstigen Inhalten 

Es erfolgte die eine nachrichtliche Darstellung des Straßenquerschnitts und einer 

Anbauverbotszone in die Planzeichnung. Der Hinweis auf das eventuelle Erfordernis einer 

formellen Erlaubnis des Landesbetriebs Straßenbau und Verkehr für die Zufahrt bzw. den 
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Betrieb der Rettungswache wurde bereits in die Begründung aufgenommen. Je ein Hinweis 

der Denkmalbehörde, des Fachdienstes Altlasten und der Telekom wurde ebenfalls bereits 

in der Begründung zitiert. Anregungen für redaktionelle Korrekturen wurden aufgegriffen. Der 

Anregung zur Festsetzung von Stellplätzen wird nicht gefolgt, da die Rettungsdienste 

möglichst flexiblen Nutzungsspielraum auf dem Grundstück benötigen. Es ergeht jedoch ein 

Hinweis, dass die Anordnung der Stellplätze im Sinne des Lärmschutzes für die Nachbarn 

erfolgen soll. Auf das Erfordernis einer Betriebsleiterwohnung sowie die Entscheidung gegen 

die Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche wird in der Begründung näher eingegangen. 

Ebenfalls in der Begründung näher ausgeführt wird die Eigenschaft des Plans als 

qualifizierter B-Plan, auch wenn im Geltungsbereich selbst keine Straßenverkehrsflächen 

festgesetzt sind. Der Anregung, auf die Gehölzanpflanzung an der südlichen 

Plangebietsgrenze zu verzichten, wurde u. a. aufgrund nachbarlicher Belange nicht gefolgt. 

Hingegen wurde der Hinweis zur Bauzeitenregelung zugunsten des Schutzguts "Tiere" auf 

dem Plan ergänzt, der Hinweis auf das Erfordernis einer Ausnahmegenehmigung für die 

Beseitigung des Knicks wurde in die Begründung / den Umweltbericht aufgenommen. 

Veränderungen der Planung aufgrund eingegangener Anregungen 

Zur Sicherstellung einer Anbindung der Wohnbaugrundstücke über den Dornhorster Weg 

wird eine entsprechende textliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen. Die 

Zufahrt zum Plangebiet wird den Hinweisen des Landesbetriebs Straßenbau entsprechend 

festgesetzt. Der Anregung zur Änderung der Bauweise von ursprünglich "geschlossene 

Bauweise ist zulässig" in abweichende Bauweise von Seite des Landkreises wurde gefolgt. 

4 Berücksichtigung der Umweltbelange 

Die Umweltbelange wurden bei der Planung berücksichtigt. Dies wurde in der 

Umweltprüfung zum Bebauungsplan nachgewiesen, die die Verträglichkeit im Hinblick auf 

die einzelnen Schutzgüter untersuchte. Der Umweltbericht hierzu ist ein Teil der Begründung 

zum Bebauungsplan. 

Die Vorgaben, die der Umweltbericht in Bezug auf den Schutz, die Pflege und die 

Entwicklung von Natur und Landschaft macht, wurden in den Bebauungsplan als 

Festsetzungen aufgenommen bzw. in der Begründung als Teil der Abwägung dargelegt. 

Der Aspekt Lärmschutz wurde in einer schalltechnischen Untersuchung gutachterlich 

untersucht. Die Ergebnisse wurden ebenfalls in Plan und Begründung aufgenommen und 

sind Teil der Abwägung. 

5 Alternativenprüfung 

In der Stadt Lauenburg wurden andere Möglichkeiten diskutiert. Sie wurden jedoch mangels 

Flächenverfügbarkeit, Lage, wirtschaftlicher Nachteile etc. wieder verworfen. Es konnte kein 

annähernd gleichwertiger Standort für das Vorhaben gefunden werden gegenüber einer 

Erweiterung am bisherigen Standort. 


